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Rahmenabkommen Schweiz - EU

Bitte mehr Realismus in der Diskussion
Gastkommentar
von REINER EICHENBERGER

Über die Auswirkungen des Rahmenabkommens
Schweiz - EU herrscht allgemeine Verunsicherung.
ZentraleAspekte wurden bisher kaum sachlich dis-
kutiert, und die Glaubwürdigkeit des Bundesrats
und derWirtschaftsdachverbände ist zumindest an-
geschlagen.Es ist deshalb Zeit für eine offenere und
realistischere Diskussion.

Unterschätzte Personenfreizügigkeit?

Der Elefant im Raum wurde bisher weitgehend
ignoriert: die Personenfreizügigkeit. Das Rahmen-
abkommen schreibt sie in ihrer EU-Definition fest.
Ein vernünftiger Entscheid bedingt deshalb mehr
Klarheit in der Zuwanderungsdebatte. Die Hoff-
nung, die Zuwanderung sinke von selbst, ist ver-
gebens. Sie ist heute zwar tiefer als 2014.Aber sie ist
weiterhin auf europäischem Rekordniveau, weit
höher als prognostiziert und nimmt seit rund einem
Jahr wieder zu. Die Zuwanderungsdebatte muss
endlich entideologisiert werden. Es geht nicht um
Unterwerfung contra Abschottung, sondern um
kluge Lenkung undOptimierung.Denn das schnelle
Bevölkerungswachstum infolge Personenfreizügig-
keit bringt den Bürgern keine wirtschaftlichenVor-
teile, sondern vier grosse Probleme.

Erstens verursacht es hohe Folgekosten durch
Verknappung und Verteuerung von Land, Infra-
struktur, Umweltgütern und Selbstversorgungszie-
len etwa für Nahrung und Energie.Ein Beispiel sind
Treibhausgasemissionen:Vor allemwegen derMeh-
remissionen infolge Bevölkerungswachstum hat die
Schweiz ihre Reduktionsziele verpasst und muss
nun eine noch restriktivere und für die Einwohner
teurere Politik verfolgen.

Zweitens führt der EU-Zuwanderungs-Druck zu
politischen Reaktionenmit hohenKosten:Die flan-
kierenden Massnahmen hebeln zunehmend ein
Kernelement des bisherigen Erfolgs der Schweiz
aus, ihren flexiblen Arbeitsmarkt. Ähnliches droht
auch auf demWohnraummarkt, und die Zuwande-
rung aus Drittländern wird übermässig restringiert.

Drittens droht hohe Zuwanderung langfristig die
fruchtbare Wirkung der Schweizer Institutionen
auszuhebeln. Heute beträgt der Ausländeranteil
unter den 30- bis 35-Jährigen schon über 40 Prozent,
in manchen Kantonen über 50 Prozent. Es ist völlig
unklar,wie das Schweizer Systemmit seiner starken
Integration der Bürger durchVolksrechte undMiliz-
prinzip noch funktionieren soll, wenn immer mehr
Einwohner davon ausgeschlossen sind.

Viertens bricht die EU-Personenfreizügigkeit die
Anreize der Einwohner, für hohe Standortqualität
in der Schweiz einzutreten.Denn bei freier Zuwan-
derung bringt Standortattraktivität höheren Zuwan-
derungsdruckmit den geschilderten Problemen.Die

Normalbevölkerung profitiert nicht mehr von stei-
gender Standortqualität,weil die Nachteile dieVor-
teile kompensieren. Bekannt ist dies vom Wettbe-
werb zwischen Kantonen.An besonders attraktiven
Standorten ist die Lebensqualität von Normal-
bürgern kaum höher,weil dieVorteile u.a. durch die
höheren Boden- und Mietpreise voll kompensiert
werden. Auf der Ebene von Ländern ist dieser
Gleichgewichtseffekt weit problematischer. Ein
wichtiger Teil der Kompensation findet da nicht
durch Bodenpreise statt, bei denen esVerlierer und
Gewinner gibt, sondern durch Überfüllungseffekte
wie Infrastrukturknappheit und Verteuerung der
Umweltpolitik, die nurVerlierer kennen.Diese Pro-
bleme sind nicht unveränderbar. Die Aufnahme-
kapazität der Schweiz kann durch kluge Massnah-
men erhöht werden. Solche Massnahmen brauchen
aber Zeit und sind nicht gratis. Bisher hat es der
Bund unterlassen, die Kosten schnellen Bevölke-
rungswachstums angemessen abzuklären. Untersu-
chen liess er nur die fiskalischenAuswirkungen der
Zuwanderung. Diese Studie von Nathalie Ramel
und George Sheldon findet nicht, wie zumeist be-
hauptet wird, dass die Zuwanderung den Staat ent-
lastet, sondern dass sie ihn langfristig belastet.Weil
hochqualifizierte Zuwanderer schneller weiterwan-
dern, verbleiben in der Schweiz tendenziell die
weniger gut qualifizierten, die den Staat finanziell

belasten. Dabei nehmen die Autoren an, dass zwar
die Staatseinnahmen parallel zur Bevölkerung
wachsen, ein gewichtiger Teil der Ausgaben, unter
anderem die Polizei-, Justiz- und Kulturausgaben,
hingegen fix ist, also nicht mit Zuwanderung und
Bevölkerung wächst.Ohne solche wundersameAn-
nahmen wären die Ergebnisse für die Personenfrei-
zügigkeit wohl vernichtend.

Überschätzte Bilaterale I?

Viele fürchten, ohne Rahmenabkommen wäre die
Weiterentwicklung des bilateralen Wegs gefährdet,
und die EU würde die Bilateralen I nicht mehr
aktualisieren und damit aushöhlen und so der
Schweiz enorm schaden. Dabei berufen sie sich auf
Studien zur Wirkung der Bilateralen I, die vom
Bund in Auftrag gegeben wurden. Auch diese Stu-
dien beruhen auf Annahmen, die sehr Bilateralen-
freundlich sind. Die wohl wichtigste Studie stammt
von Ecoplan. Sie untersucht die Auswirkungen
eines Wegfalls der Bilateralen I bis 2035 unter der
Annahme, dass die Unternehmungen keineAnpas-
sungsmassnahmen vornehmen – wie etwa zusätz-
liche Niederlassungen in der EU zu eröffnen, um
sich für öffentlicheAufträge zu bewerben oder EU-
Normzulassungszeugnisse zu erwirken –, obwohl
dies ihre Probleme zumeist einfach lösen würde.
Immer wieder wird behauptet, diese Studie zeige,
dass ohne Bilaterale I das Wachstum viel niedriger
und die Wirtschaftsleistung um das Jahr 2035 um
4,86 Prozent tiefer wäre.

Tatsächlich aber zeigt die Studie eindrücklich,
dass die verschiedenen Teilverträge der Bilatera-
len I nur einen sehr kleinen Einfluss auf die Wirt-
schaft haben und der allergrösste Teil der Gesamt-
wirkung nur durch dieAufblähung der Bevölkerung
zustande kommt. Pro Einwohner sind die Effekte
hingegen praktisch vernachlässigbar: Das Einkom-
men pro einheimischer Arbeitskraft oder pro
Arbeitsstunde würde bis 2035 nur um 0,7% tiefer
ausfallen und dessenWachstum bis dann von knapp
10 auf gut 9% sinken.Auch die immer wieder auf-
gestellte Behauptung, die Kapitaleinkommen wür-
denmassiv schrumpfen, ist falsch. In der Studie steht
ausdrücklich, dass die Gesamteinkommen der Kapi-
talbesitzer nicht wirklich zurückgehen würden, son-
dern dass infolge des kleineren Bevölkerungs- und
damit Arbeitsplatzwachstums in der Schweiz weni-
ger Kapital gebraucht würde,dieses deshalb insAus-
land verlagert würde und dort nahezu die gleichen
Erträge für seine Eigentümer brächte.

EU marktfreundlicher als die Schweiz?

Manche befürchten, dass die flankierenden Mass-
nahmen und Staatsbeihilfen mit dem Rahmen-
abkommen gefährdet wären. Andere hoffen im
Gegenteil, dass sie durch die EU dereinst aushebelt

würden. Beide Gruppen machen die Rechnung
ohne denWirt. In der EU sind zwar tatsächlich ge-
wisse in der Schweiz gebräuchliche Marktschutz-
massnahmen verboten. Das heisst aber nicht, dass
in der EU die Arbeitsmärkte flexibler und die
Staatsbeihilfen kleiner als in der Schweiz wären.
Vielmehr gilt das Gegenteil. In vielen EU-Ländern
herrscht ein dichtes Netz von Regulierungs- und
Stützungsmassnahmen, das die Insider (die älteren
Beschäftigten und Firmen) vor der Konkurrenz
durch die Outsider (die Jungen, Beschäftigungs-
losen und neuen Firmen) schützt sowie denWettbe-
werb zwischen Insidern bricht.

Dies ist mit ein Grund für die schlechte wirt-
schaftliche Entwicklung in der EU. Entsprechend
unrealistisch ist es zu glauben, dass wir unseren
Arbeitsmarkt dank Rahmenvertrag und Schwä-
chung der flankierenden Massnahmen flexibilisie-
ren können.Vielmehr droht der Ersatz der bisheri-
gen Schutzmechanismen durch neue EU-kompati-
bleMechanismen,die zwar anders, aber oft noch in-
effizienter als die bisherigen wären.

Steigende Rechtssicherheit?

Für den Rahmenvertrag wird argumentiert, die vor-
gesehene Schiedsgerichtsbarkeit würde der Schweiz
mehr Spielraum zur Verfolgung eigener Ziele ge-
ben. So würden ihr etwa für Massnahmen zur Be-
schränkung der Personenfreizügigkeit, die denGeist
der unterschriebenen Verträge ritzen, neu nicht
mehr eine krude Guillotine und dieAufhebung der
gesamten Bilateralen I drohen, sondern nur über
den Schiedsprozess entwickelte Kompensations-
massnahmen.Zudemwürde der Rahmenvertrag die
Schweiz vorWillkür der EU schützen, da dann will-
kürliche Nadelstiche wie etwa die Nichtanerken-
nung der Börsenäquivalenz verboten wären. Das
klingt gut, ist aber nicht überzeugend. Die Schieds-
gerichtsbarkeit gibt nicht nur der Schweiz andere als
die bisherigen Spielräume, sondern auch der EU.
Die bisherigen Straf- und Einschüchterungsmass-
nahmen der EU haben dem Geist der bisherigen
Verträge klar widersprochen. Wenn nun der Rah-
menvertrag die EU auf den Rechtsweg via Schieds-
gericht verweist, ändert das wohl wenig an ihrer Be-
reitschaft, entgegen dem Geist von Verträgen und
Abkommen mit der Schweiz zu handeln.Wenn die
Schweiz auf das Ausnützen von Spielräumen setzt,
werden das die EU-Länder auch tun. Die Rechts-
sicherheit wird also nicht zunehmen.

Es ist Zeit für einen offeneren, sachlicheren und
realistischeren Diskurs über das Rahmenabkom-
men, die Bilateralen und die Personenfreizügigkeit.
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